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Mehr Mindestlöhne durch Ausdehnung des Entsendegesetzes?  
– Ein Irrweg! 
 
 

Vorweg das Wichtigste in Kürze: 

• Die von der Bundesregierung geplante Ausweitung des bisher nur für das Bauge-
werbe geltenden Arbeitnehmer-Entsendegesetzes auf alle Branchen würde die 
Einführung branchenspezifischer Mindestlöhne auf breiter Front - und gleichsam 
durch die Hintertür – bedeuten. Zur Umsetzung gibt es noch viele offene Fragen. 
(Siehe nachfolgend unter 1. und 2. ) 

• Für das in den Vordergrund gestellte Ziel, Lohnunterbietungen durch osteuropäi-
sche Arbeitnehmer mit der Folge von Beschäftigungsverlusten für deutsche Ar-
beitnehmer zu verhindern, wäre eine Ausweitung branchenspezifischer Mindest-
löhne nur sehr beschränkt tauglich. Sie fördert eher die Entwicklung dubioser 
Praktiken zum Unterlaufen oder Umgehen der Mindestlohnregelungen, bis hin zur 
Herausbildung organisierter Kriminalität. (Siehe nachfolgend unter 3., S. 3 f. ) 

• Statt deutsche Arbeitnehmer vor der Verdrängung durch billige Arbeitskräfte aus 
Osteuropa zu schützen, fördert die Ausdehnung von tariflichen Mindestlöhnen auf 
nicht ortsgebundene Arbeiten die Verlagerung solcher Arbeiten an kostengünsti-
gere Standorte im Ausland und bewirkt damit auf längere Sicht in Deutschland 
größere Arbeitsplatzverluste. Und auch bei ortsgebundenen Arbeiten ist länger-
fristig ein negativer Beschäftigungseffekt zu erwarten, hauptsächlich infolge der 
Verteuerung der jeweiligen Produkte oder Dienstleistungen. (Siehe nachfolgend 
unter 4., S. 5 f. ) 

• Einen besseren Ausweg aus dem politischen Dilemma zwischen Tolerierung von 
Lohnunterbietungen und den sich daraus ergebenden Lohnsenkungstendenzen in 
etlichen Bereichen oder Inkaufnahme von mindestlohnbedingten Beschäftigungs-
verlusten bietet eine „Kombilohn“-Lösung, zu der es bei „Hartz IV“ bereits erste 
richtige Ansätze gibt. (Siehe nachfolgend unter 5., S. 6 f.). 
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1. Mindestlöhne durch die Hintertür 
Nachdem Forderungen nach gesetzlichen Mindestlöhnen, die im Sommer 2004, im Vor-
feld des Inkrafttretens von „Hartz IV“, aufkamen, schnell wieder weitgehend verstumm-
ten, bildete sich im Frühjahr 2005, im Gefolge zahlreicher Medienberichte über Lohnun-
terbietungen durch osteuropäische Arbeitsanbieter auf dem deutschen Arbeitsmarkt – die 
oft fälschlich als „Lohndumping“ gebrandmarkt werden1 - überraschend schnell eine 
breite Koalition der Befürworter staatlich verordneter Mindestlöhne. Die befürworteten 
Mindestlohnregelungen werden nun allerdings verpackt als Ausdehnung des bislang nur 
für das Baugewerbe geltenden Arbeitnehmer-Entsendegesetzes auf andere Branchen. 
Dafür zeigten sich auch Spitzenpolitiker von CDU/CSU, wie z.B. Edmund Stoiber, vorü-
bergehend aufgeschlossen. Die Bundesregierung teilte am 27.04.05 mit, dass sie bis Mitte 
Mai einen Gesetzentwurf vorlegen will, der die Ausdehnung des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes auf alle Branchen vorsieht. 

Mit dem zunächst auf 3 Jahre befristeten Arbeitnehmer-Entsendegesetz von 1996, das 
Ende 1998 unbefristet verlängert und inhaltlich ergänzt wurde, wollte man bekanntlich 
verhindern, dass ausländische Anbieter von baugewerblichen Leistungen, die dank der 
Freiheit des Dienstleistungsverkehrs im europäischen Binnenmarkt ihre Leistungen auch 
in Deutschland anbieten können, aufgrund niedrigerer Entlohnung ihrer Arbeitnehmer 
gemäß dem Lohnniveau in deren Heimatland hierzulande deutsche Unternehmen im Preis 
unterbieten und ihnen damit Aufträge abjagen können – mit der Folge von Beschäfti-
gungsverlusten für deutsche Arbeitnehmer. 

Dazu werden seitdem für alle in Deutschland bei baugewerblichen Leistungen eingesetz-
ten Arbeitnehmer bestimmte tarifliche Lohn- und Urlaubsregelungen staatlich für „all-
gemein verbindlich“ erklärt und ausdrücklich auf zeitweise ins Inland entsandte Arbeit-
nehmer von im Ausland ansässigen Unternehmen erstreckt. Damit wurden indes - gleich-
sam durch die Hintertür - auch für sonst nicht tarifgebundene deutsche Arbeitsverhältnis-
se tarifliche Mindestlöhne staatlich verordnet.  

Mit der Novellierung des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes Ende 1998 erhielt das Bun-
desministerium für Arbeit – heute: Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit 
(BMWA) – die Ermächtigung, tarifliche Regelungen über Mindestentgeltsätze sowie 
über Urlaubsdauer und Urlaubsgeld auf Antrag einer Tarifvertragspartei durch Rechts-
verordnung zu zwingenden Arbeitsbedingungen zu erklären. Abweichend von der allge-
meinen Regelung für „Allgemeinverbindlichkeitserklärungen“ gemäß § 5 Tarifvertrags-
gesetz , ist dafür nicht mehr die Zustimmung der Mehrheit eines Tarifausschusses mit je 
drei Vertretern der Spitzenorganisationen der Arbeitgeber und der Arbeitnehmer erfor-
derlich, und auch nicht die Voraussetzung, dass die tarifgebundenen Arbeitgeber nicht 
weniger als 50% der in den Geltungsbereich des Tarifvertrags fallenden Arbeitnehmer 
beschäftigen.  

                                                 
1 Als „Dumping“ werden im ökonomischen Sprachgebrauch üblicherweise unfaire Praktiken im internatio-
nalen Handel bezeichnet, bei denen Anbieter ihren Preis auf Exportmärkten unter dem Preis auf dem Hei-
matmarkt oder gar unter ihren Produktionskosten ansetzen. Beim angeblichen Lohndumping osteuropäi-
scher Arbeitnehmer in Deutschland ist dies nicht der Fall, insofern handelt es sich hier um eine Begriffs-
verwirrung in offenkundig polemischer Absicht, die mittlerweile auch von Regierungsmitgliedern prakti-
ziert wird. 
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Gemäß der derzeit geltenden „Vierten Verordnung über zwingende Arbeitsbedingungen 
im Baugewerbe“, gilt in den alten Bundesländern in der Zeit vom 01.09.04 bis 30.08.05 
ein Mindeststundenlohn für einfache Arbeiten von 10,36 €, für Fachkräfte von 12,47 €, in 
den neuen Bundesländern von 8,95 € bzw. 10,01 €.  

2. Auftakt zu vielen schwierigen Tarifverhandlungen 
Damit die von der Bundesregierung geplante Ausdehnung des Arbeitnehmer-
Entsendegesetzes auf alle Branchen durch Verordnung von weiteren Mindestlöhnen 
wirksam werden könnte, müssten freilich in vielen Branchen erst noch dafür geeignete 
bundesweite Mindestlohntarifverträge geschaffen werden, die das BMWA dann per Ver-
ordnung für zwingend erklären könnte. Ob solche Tarifverträge zustande kommen, wel-
che Mindestlöhne sie vorschreiben, inwieweit dabei eine Differenzierung nach unter-
schiedlichen Lohngruppen bzw. Qualifikationen vorgenommen wird, ist noch nicht ab-
sehbar. Absehbar ist lediglich, dass etliche Gewerkschaften auf den Abschluss derartiger 
Tarifverträge drängen werden und dabei kaum Mindestlöhne unter bisherigen Tarif-
lohnsätzen akzeptieren, sondern für die untersten Lohngruppen eher Lohnerhöhungen 
fordern würden. Viele langwierige und konfliktträchtige Tarifverhandlungen wären zu 
erwarten. Arbeitgeberverbände, die sich nicht den gewerkschaftlichen Forderungen beu-
gen, müssen damit rechnen, in der öffentlichen Diskussion als „Blockierer“ und als 
Komplizen beim „Lohndumping“ gebrandmarkt zu werden. 

Käme es in manchen Branchen nicht zu neuen Mindestlohntarifverträgen, so wäre damit 
zu rechnen, dass Forderungen nach gesetzlichen Mindestlöhnen, die von einzelnen 
Gewerkschaften und Teilen der SPD weiterhin vertreten werden, neuen Auftrieb und 
auch breitere öffentliche Zustimmung erhalten. 

Betrachtet man die derzeitigen tariflichen Lohnsätze für die jeweils unterste Lohngruppe 
in verschiedenen Branchen, so kämen für einfachste Arbeiten Mindestlöhne in der Span-
ne von 5 bis 11 € pro Stunde, bzw. von ca. 800 bis 1.800 € pro Monat in Betracht.  

Angeblich liegen die „Anspruchslöhne“, ab denen osteuropäische Arbeitskräfte zu zeit-
weisen Arbeitsaufenthalten in Deutschland (mit einem Leben in dürftigen Unterkünften) 
bereit sind, vielfach im Bereich von 3 bis 5 € pro Stunde. Wie nachfolgend gezeigt wird, 
hängen unerwünschte Auswirkungen von Mindestlöhnen vom Abstand zu den Lohnhö-
hen ab, die sich ohne Mindestlohnregelungen ergeben würden. Bei Mindestlöhnen ober-
halb von 7 € pro Stunde wäre der Abstand oft schon beträchtlich. Zudem würden damit 
vermutlich auch etliche rein deutsche Betriebe mit bislang untertariflicher Entlohnung zu 
Lohnerhöhungen gezwungen.  

3.  … zur Eindämmung von Lohnunterbietungen nur beschränkt tauglich 
Zum angestrebten Erfolg sollte man sich keine Illusionen machen. Der vermeintliche 
Schutzwall vor Lohn- oder Preisunterbietung durch ausländische Anbieter kann von die-
sen leicht unterlaufen oder umgangen werden. Schlimmer noch: er kann sogar für deut-
sche Arbeitnehmer, die damit eigentlich geschützt werden sollten, zu ganz unerwünsch-
ten Rückwirkungen, nämlich zu größeren Arbeitsplatzverlusten führen. 

Er kann unterlaufen werden, indem ausländische Unternehmen die Zahlung des Mindest-
lohnes nur fingieren. Angeblich werden dazu bei den Lohnabrechnungen, die auf Verlan-
gen den deutschen Aufsichtsbehörden vorzulegen sind, häufig die geleisteten Arbeits-
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stunden zu niedrig angesetzt, d.h. den Arbeitnehmern unbezahlte Arbeitsstunden abver-
langt. Oder die Entsendeunternehmen kassieren von den entsendeten Arbeitnehmern im 
Heimatland, d.h. außer Sichtweite deutscher Aufsichtsbehörden, Ausgleichszahlungen, 
z.B. für überhöht angesetzte Kosten für auswärtige Unterbringung und Transport. Weil 
die von ihren Unternehmen in Deutschland eingesetzten Arbeitnehmer bei Aufdeckung 
einer faktisch untertariflichen Entlohnung mit dem Verlust der für sie auch bei untertarif-
licher Bezahlung dennoch attraktiven Beschäftigung rechnen müssen, ist in der Regel zu 
erwarten, dass sie bei der Verschleierung bereitwillig mitmachen. 

Nebenbei sei angemerkt, dass es sich bei etlichen in den Medien skandalisierten Fällen 
der Entsendung von osteuropäischen Billiglohnarbeitskräften nach Deutschland gar nicht 
um eine zulässige Arbeitnehmerentsendung handelt. Bei Entsendeunternehmen, die im 
Heimatland nur als Briefkastenfirmen existieren, oder bei Fehlen spezifizierter und be-
fristeter Werkverträge, könnten derartige „Entsendungen“ auch ohne Mindestlohnrege-
lung als illegale Ausländerbeschäftigung behördlich unterbunden werden. 

Allgemeinverbindliche Mindestlöhne gelten nur für Arbeitnehmer und können somit von 
ausländischen Arbeitskräften leicht umgangen werden, indem diese ihre Arbeitsleistun-
gen in Deutschland als selbständige Erwerbstätige, quasi als „Ich-AGs“ anbieten, eventu-
ell in Zusammenarbeit mit „Agenturen“, die für sie gegen Bezahlung die Erfüllung be-
hördlicher Anforderungen an eine legale Erwerbstätigkeit und die Vermittlung von Auf-
trägen in Deutschland besorgen. Zum derzeit häufig beklagten „Lohndumping“ von ost-
europäischen Fliesenlegern, die hier als selbständige „Ein-Mann-Unternehmen“ auftre-
ten, sollte man eigentlich längst wissen, dass dazu das Arbeitnehmer-Entsendegesetz gar 
nicht anwendbar ist.  

Bei Preisunterbietungen durch ausländische Selbständige, die sich im Rahmen der EU-
Niederlassungsfreiheit in Deutschland niederlassen, kann allenfalls behördlich überprüft 
werden, ob die grenzüberschreitende Niederlassung europarechtliche Anforderungen er-
füllt, wozu nach einer Entscheidung des europäischen Gerichtshofes die „feste Einrich-
tung“ eines Geschäftslokals (Büro oder Werkstatt) gehört, und/oder es kann überprüft 
werden, ob es sich um „Scheinselbständige“ handelt, die tatsächlich als Arbeitnehmer 
tätig sind, was als illegale Ausländerbeschäftigung zu ahnden wäre. Bei den von Medien 
dargelegten Fällen von angeblich selbständigen osteuropäischen Fliesenlegern, die in 
Gemeinschaftsunterkünften untergebracht sind und zu Billiglöhnen als Bauarbeiter auf 
Baustellen arbeiten, könnte die offenkundig rechtswidrige Erwerbstätigkeit (als ausländi-
sche Arbeitnehmer ohne Arbeitserlaubnis und mit erschlichenem Aufenthaltsrecht) zwei-
fellos durch verstärkte behördliche Fahndung, wie sie die Bundesregierung angekündigt 
hat, unterbunden werden. Gegen raffiniertere Geschäftsmodelle, bei denen z.B. mehrere 
osteuropäische Selbstständige, von einer Agentur betreut, gemeinsam ein Geschäftslokal 
als „feste Niederlassung“ nutzen und von der Agentur gegen Provision Aufträge bei 
wechselnden Kunden vermittelt bekommen, die sie weit unter den bei deutschen Unter-
nehmen üblichen Preisen erledigen, kann aber kaum etwas gemacht werden. 

Fazit: Mit verstärkter behördlicher Fahndung nach rechtswidrigen Praktiken der Lohn- 
oder Preisunterbietung mit osteuropäischen Arbeitskräften wären zwar etliche bisher ge-
bräuchliche plumpe Verschleierungen von Verstößen gegen das Entsendegesetz oder von 
illegaler Erwerbstätigkeit aufzudecken und die jeweiligen ordnungswidrigen Erwerbstä-
tigkeiten zu unterbinden. Aber es ist auch damit zu rechnen, dass die Findigkeit von Per-
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sonen und Unternehmen, die das Lohngefälle zwischen Deutschland und osteuropäischen 
EU-Mitgliedstaaten gewinnbringend ausnutzen wollen, beim Entdecken legaler „Schlupf-
löcher“ oder fahndungssicherer Verschleierungen den gesetzlichen und administrativen 
Bemühungen zur Unterbindung häufig einen Schritt vorauseilt. Bei den durch Mindest-
löhne gebotenen Gewinnchancen für geschickte Verschleierungen ordnungswidriger Er-
werbstätigkeit mit untertariflicher Bezahlung muss man sogar mit der Herausbildung ma-
fiöser Strukturen im Stil krimineller Organisationen rechnen, wie es sie bei der Auslän-
derbeschäftigung im Baugewerbe anscheinend bereits gibt.  

Je größer der Abstand zwischen deutschen Mindestlöhnen und den Löhnen für vergleich-
bare Arbeitsleistungen in Osteuropa, desto mehr wird derartige Findigkeit angeregt und 
desto eher lohnen sich auch aufwändige Verschleierungs- oder Umgehungspraktiken. 
Desto mehr müssten redliche deutsche Arbeitgeber, die sich an die Mindestlöhne halten, 
gegenüber unredlichen Konkurrenten Nachteile hinnehmen, wie es im Baugewerbe an-
geblich häufig vorkommt Wenn man sich überhaupt auf Mindestlöhne einlässt, sollte 
man dies zumindest bei der Festlegung ihrer Höhe berücksichtigen.. 

4. „Bumerangeffekte“: Beschäftigungseinbußen als unerwünschte Rückwirkungen 
Unerwünschte Rückwirkungen, möglicherweise mit viel größeren Arbeitsplatzverlusten 
als die, die man eigentlich vermeiden wollte, wären insbesondere zu erwarten, wenn das 
Entsendegesetz auch auf Branchen ausgedehnt würde, bei denen die dort geleisteten Ar-
beiten nicht zwangsläufig so ortsgebunden sind wie Arbeiten auf Baustellen. Wenn eine 
untertarifliche Entlohnung ausländischer Arbeitskräfte an deutschen Standorten tatsäch-
lich weitgehend unterbunden, oder zumindest durch das Bußgeldrisiko und den erforder-
lichen Aufwand zu dessen Minimierung erheblich verteuert würde, ist bei einem ausge-
prägten Lohngefälle zwischen Deutschland und potenziellen osteuropäischen Produkti-
onsstandorten damit zu rechnen, dass auf längere Sicht die jeweiligen Arbeiten vielfach 
an die kostengünstigeren Standorte verlagert werden – und nicht nur sie allein, sondern 
oft zusammen mit komplementären Arbeitsplätzen und Zulieferungsleistungen.  

So wäre z.B. bei einer Ausweitung des Entsendegesetzes auf den Bereich der Fleischver-
arbeitung, wie sie nun oft gefordert wird, zu befürchten, dass bisherige Leistungen deut-
scher Schlachthöfe ganz nach Polen verlagert werden und die dort kostengünstiger herge-
stellten Fleischprodukte per Kühltransport nach Deutschland exportiert werden. Wenn 
dann an polnischen Standorten nach und nach eine auf den Export nach Deutschland 
ausgerichtete Fleischverarbeitung ausgebaut wird, würden neben deutschen 
Fleischzerlegern zunehmend auch kaufmännische Angestellte von 
Fleischverarbeitungsbetrieben ihren Arbeitsplatz verlieren, und auf längere Sicht würden 
nach und nach auch näher gelegene polnische Schweinemastbetriebe deutsche Zulieferer 
ersetzen. Je größer der Anteil der von Mindestlohnregelungen erfassten Arbeiten bei den 
Produktionskosten bzw. bei den Kosten separierbarer Dienstleistungskomponenten und je 
größer der Abstand zwischen deutschen Mindestlöhnen und den jeweils relevanten 
ortsüblichen Löhnen in osteuropäischen Ländern, desto schneller und umfangreicher sind 
derartige Standortverlagerungen zu erwarten. 

Aber auch bei ortsgebundenen Arbeitsleistungen ist damit zu rechnen, dass der Versuch 
der Eindämmung von Tariflohnunterschreitungen, sowohl bei ausländischen Unterneh-
men oder Arbeitskräften wie auch in rein deutschen Unternehmen, die jeweiligen Ar-
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beitsleistungen verstärkt der Konkurrenz von Schwarzarbeit aussetzt. Und als Folge der 
dadurch hoch gehaltenen Produktpreise wird zusätzlich die reguläre Marktnachfrage be-
schränkt, bzw. deren Ausdehnung durch Preissenkungen verhindert. Eine Ausweitung der 
Allgemeinverbindlichkeitserklärung von Tariflöhnen träfe außerdem etliche rein deutsche 
Unternehmen, die sich nur mit einer von ihren Arbeitnehmern akzeptierten untertarifli-
chen Entlohnung am Markt halten können. Bekanntlich ist insbesondere bei ostdeutschen 
Betrieben untertarifliche Entlohnung relativ verbreitet. Diesen Betrieben Lohnerhöhun-
gen aufzuzwingen, wäre ein fragwürdiger Beitrag zur Beschäftigungsförderung für Ost-
deutschland. 

Dass die reguläre Nachfrage nach baugewerblichen Leistungen insbesondere im Bereich 
des privaten Wohnungsbaus und der privaten Gebäude- und Wohnungsrenovierung seit 
Jahren rückläufig ist, während dort zugleich „do-it-yourself“, angebliche „Gefälligkeits-
dienste“ von Bekannten und eindeutige Schwarzarbeit offensichtlich expandierten, wie es 
die Sortimentsausweitung und Umsatzentwicklung bei Baumärkten erkennen lässt, hat 
wohl auch damit zu tun, dass beim geltenden Mindeststundenlohn von 10 €, selbst für 
einfachste Arbeiten, und den dabei zu kalkulierenden Lohnzusatzkosten, u.a. für Arbeit-
geberbeiträge, bezahlten Urlaub und Lohnfortzahlung bei Krankheit, für gewerblich ge-
leistete Arbeitsstunden mindestens 20 € berechnet werden müssen. Bei niedrigeren regu-
lären Stundenlöhnen, z.B. im Bereich von 7 €, hätte es vermutlich mehr reguläre Nach-
frage nach baugewerblichen Leistungen gegeben. 

Beiläufig wird mit diesem Beispiel die altbekannte ökonomische Binsenweisheit illus-
triert, dass Mindestlöhne oberhalb der sonst zu erwartenden Löhne die Preise der mit den 
jeweiligen Arbeitsleistungen erstellten Güter quasi künstlich verteuern, damit die Kauf-
kraft der Konsumenten verringern (Realeinkommenseffekt) und zusätzlich die Preisstruk-
tur so verändern, dass die relativ verteuerten Güter tendenziell weniger nachgefragt wer-
den (Substitutionseffekt) – dies umso mehr, je höher bei den Produktionskosten der An-
teil der staatlich „geschützten“ Löhne ist.  

Angesichts der besonders hohen Arbeitslosigkeit bei Arbeitnehmern mit geringer Quali-
fikation, d.h. fehlender Nachfrage nach Gütern mit hohen Anteilen einfacher Arbeit, wäre 
unter beschäftigungspolitischer Zielsetzung eigentlich eine konträre Strategie empfeh-
lenswert, nämlich Verbilligung einfachster Arbeiten und Ausweitung des Niedriglohn-
sektors, wie es von vielen prominenten Ökonomen bereits seit Jahren wiederholt darge-
legt wurde, u.a. auch vom Sachverständigenrat zur Begutachtung der gesamtwirtschaftli-
chen Entwicklung. 

5. Ein besserer Ausweg aus dem sozialpolitischen Dilemma: Kombilöhne 
Bei dem derzeitigen krassen Lohngefälle zwischen Deutschland und seinen östlichen 
Nachbarstaaten sowie massenhafter Arbeitslosigkeit in Deutschland, mit verbreiteter Be-
reitschaft von Arbeitslosen, auch Jobs mit untertariflicher Entlohnung anzunehmen oder 
sich mit Schwarzarbeit einen Hinzuverdienst zum Arbeitslosengeld zu verschaffen, be-
steht für die Politik das grässliche Dilemma, entweder dem davon angeregten Lohnunter-
bietungswettbewerb freien Lauf zu lassen, oder mit Mindestlöhnen Beschäftigungsverlus-
te in Kauf zu nehmen. Dabei findet indes die sozialpolitische Wertung weitgehend Zu-
stimmung, dass gerade Arbeitnehmern in den unteren Lohngruppen, die anscheinend am 
stärksten dem Lohnunterbietungsdruck ausgesetzt sind, gravierende Lohnsenkungen nicht 
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zugemutet werden können. Es wäre sozialpolitisch inakzeptabel, wenn bei einer großen 
Zahl von Fällen der Lohn aus einer Vollzeitbeschäftigung das nun durch das Arbeitslo-
sengeld II konkretisierte soziale Existenzminimum nicht deutlich überschreiten würde. 

Aus diesem Dilemma gibt es jedoch einen beschäftigungsförderlichen und zugleich auch 
„sozialverträglichen“ Ausweg, nämlich mit einem „Kombilohn“-Ansatz. Dabei werden 
Niedriglöhne durch staatliche Transferleistungen so aufgestockt, dass die Einkommen 
voll erwerbstätiger Arbeitnehmer auf jeden Fall deutlich über dem sozialen Existenzmi-
nimum liegen. In den USA und Großbritannien wird er bereits in Form von „Earned In-
come Tax Credits“ (EITC) praktiziert. Und auch in Deutschland gibt es bei der neuen 
„Grundsicherung für Arbeitsuchende“ gemäß SGB II („Hartz IV“) bereits erste Schritte 
in dieser Richtung.  

Neben den Unterhaltsleistungen für Arbeitslose sieht die neue „Grundsicherung für Ar-
beitsuchende“ auch vor, dass Arbeitnehmerhaushalte („Bedarfsgemeinschaften“), deren 
Nettoeinkommen unterhalb des sozialen Existenzminimums liegt, einen Anspruch auf 
Aufstockung durch das Arbeitslosengeld II haben, wobei dann - durch Anrechnung von 
„Freibeträgen“ auf den selbst verdienten Lohn - das Einkommen die Bedarfssätze für das 
Arbeitslosengeld II übersteigt. Ergänzend dazu bedarf es noch einer Regelung, dass auch 
Arbeitnehmerhaushalte, die aufgrund eines Einkommen etwas oberhalb der Bedarfssätze 
für das Arbeitslosengeld II keinen Anspruch auf Grundsicherung haben, durch staatliche 
Lohnzuschüsse ebenso gestellt werden, wie Arbeitnehmer mit Anspruch auf aufstockende 
Grundsicherung und besondere Freibeträge für Erwerbstätige. Ein derartiger „Lohnzu-
schlag“ bei Löhnen etwas oberhalb des Existenzminimums war z.B. beim Alternativge-
setzentwurf der CDU/CSU zu Hartz IV („Existenzgrundlagengesetz“) schon vorgesehen.  

Bislang waren die „Freibeträge“, die erwerbstätigen Empfängern des Arbeitslosengeldes 
II vom eigenen Erwerbseinkommen anrechnungsfrei zugebilligt werden, allerdings zu 
niedrig angesetzt und zudem monströs kompliziert geregelt. Die nun als Ergebnis des 
„Job-Gipfels“ geplante neue Regelung, deren Eckpunkte vom BMWA am 15.04.05 ver-
kündet wurden2, kommt einem richtigen Kombilohn-Modell schon etwas näher. Danach 
könnte z.B. ein Alleinverdiener bei einem Ehepaar mit Kind bei einem Monatsbruttolohn 
von 800 €, d.h. einem Haushaltsnettoeinkommen von ca. 770 € (mit Kindergeld) ergän-
zend eine Einkommensaufstockung um ca. 740 € (einschließlich eines Freibetrages von 
240 €) beanspruchen. Das monatliche Haushaltsnettoeinkommen von ca. 1500 € wäre 
damit höher als bei einem Mindestlohn von 1600 € am oberen Rand der für tarifliche 
Mindestlöhne der untersten Lohngruppe in Betracht kommenden Bandbreite. 

Eine konsequente ergänzende Regelung für analoge Lohnzuschüsse bei Personen oder 
Bedarfsgemeinschaften mit einem Einkommen oberhalb der Bedarfssätze für das Arbeits-
losengeld II steht indes noch aus. 

Mit einer umfassenden Kombilohn-Lösung würden Niedriglohnjobs „sozialverträglich“ 
gemacht. Die populäre Gleichsetzung von Niedriglöhnen mit „Hungerlöhnen“ würde 
dann hinfällig. 

                                                 
2 Danach sollen die ersten 100 € vom Monatslohn als „Grundfreibetrag“ gänzlich anrechnungsfrei bleiben. 
Von Bruttoentgelten zwischen 100 € und 800 € bleiben zusätzlich 20% anrechnungsfrei, von Bruttoentgel-
ten über 800 € zusätzlich 10% des über 800 € hinausgehenden Betrags bis zu einer Obergrenze von 1200 € 
für Hilfebedürftige ohne Kinder bzw. von 1500 € für Bedarfsgemeinschaften mit Kindern. 
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Der vielfältige Lohnsenkungsdruck, der derzeit vom Freihandel mit internationalem 
Wettbewerb („Globalisierung“) ausgeht – nicht nur durch die Dienstleistungsfreiheit in-
nerhalb der nach Osten erweiterten EU, sondern auch bei Industrieprodukten durch 
Lohnkostenvorteile an vielen ausländischen Standorten – würde dann allerdings in 
Deutschland vielfach tatsächlich zu niedrigeren Löhnen führen, insbesondere bei Jobs mit 
geringen Qualifikationsanforderungen. Zunächst würde sich bei nicht tarifgebundenen 
Arbeitgebern untertarifliche Entlohnung ausbreiten, auf längere Sicht würden dann aber 
auch die Tarifpartner unter Druck gesetzt, die Lohnsätze bei den unteren Lohngruppen 
der Marktlage anzupassen.  

Dies muss jedoch nicht bedeuten, dass die Löhne der unteren Lohngruppen auf die An-
spruchslöhne osteuropäischer Arbeitnehmer, etwa in den Bereich von um 4 € pro Stunde, 
abgesenkt werden. Bereits bei Verringerung des Lohngefälles würden die Lohnunterbie-
tungen durch organisierten Zustrom osteuropäischer Arbeitskräfte, sei es in der Form von 
„Entsendungen“ für Werkverträge oder in Form der „Niederlassung“ von Selbständigen, 
abnehmen. Und im Wettbewerb mit Produktionsstandorten in Niedriglohnländern können 
Produktivitätsvorsprünge deutscher Betriebe den Lohnsenkungsdruck vielfach begrenzen 
oder gar gänzlich aufheben.  

Wenngleich es verständlich ist, dass viele Arbeitnehmer und erst recht die Gewerkschaf-
ten Lohnsenkungstendenzen grundsätzlich ablehnen, darf man nicht die Augen davor 
verschließen, dass ansonsten weitere Beschäftigungsverluste in Kauf genommen werden 
müssten. Mit Lohnsenkungen für einfache Jobs und den daraus resultierenden Preissen-
kungen bei vielen Gütern und Dienstleistungen könnten hingegen auf längere Sicht in 
Deutschland zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten erschlossen werden, insbesondere 
für Arbeitnehmer mit geringer beruflicher Qualifikation. Deshalb bietet eine Zunahme 
von Niedriglohnjobs für Arbeitslose und auch für Arbeitnehmer, deren Arbeitsplätze 
durch Billiglohnkonkurrenz gefährdet werden, bessere Zukunftsperspektiven als Mindest-
löhne für fehlende oder wegfallende Jobs. 

Auch für den Bundeshaushalt, aus dem die Lohnzuschüsse für Kombilöhne zu finanzie-
ren wären, könnte sich insgesamt ein positiver Effekt ergeben. Denn bei den sonst in 
Kauf zu nehmenden Beschäftigungseinbußen müsste der Bund anstelle von Lohnzu-
schüssen für Niedriglohnjobs höhere Ausgaben für mehr Arbeitslose hinnehmen, teils 
direkt für das aus dem Bundeshaushalt finanzierte Arbeitslosengeld II, teils indirekt über 
höhere Bundeszuschüsse für die Bundesagentur für Arbeit.  

 

 
Verfasst und erstmals veröffentlicht am 20.04.2005, geringfügig geändert am 04.05.05 
Nachdruck, auch auszugsweise, nur mit Genehmigung des Verfassers: 

Prof. Dr. Hermann Scherl  (Universität Erlangen-Nürnberg – WiSo-Fakultät) 
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